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I. Offentlicher Teil

1 BegrufRung zur Sitzung der Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und
Transgender

Frau Rehberg begruf3t die anwesenden in Vertretung von Frau Reker, da sich diese noch
im AVR befindet.

2 Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung und der Tagesordnung

Frau Rehberg: Es gebe folgende Anderungswiinsche zur heutigen Tagesordnung: TOP
11.1 Verfahren zur Neubesetzung der StadtAG LST fur die neue Ratsperiode, TOP 5 A-
doption und TOP 9.1 Initiative: Trans* in Kliniken sollen vorgezogen und nach TOP 3 be-
handelt werden. Zur Genehmigung der Niederschrift mdéchte Frau Bettina Tull Anmerkun-
gen machen.

Frau Tull bedankt sich, dass sie hier zu Wort kommen darf. Sie sei im Protokoll mehrmals
namentlich zitiert mit AuRerungen, die so nicht gefallen seien und sie mdchte dazu Stel-
lung nehmen. Es gehe um Bebauungsplane die gemacht wirden, um Spielhallen in Ge-
schaftszentren zu verhindern. In der Stadt sei es ein grof3es Problem, dass es viele An-
trage fur Spielhallen gebe, die an entsprechenden Orten er6ffnet werden sollten. Man sei
politisch bemuiht, das zu verhindern, weil man der Meinung sei, dass Spielhallen nicht in
Geschaftszentren gehorten. Das Problem daran sei, dass man dies nur im Rahmen der
sogenannten Vergnigungsstatten machen konne. Hierunter fielen auch andere Vergnu-
gungsstatten, nicht nur Spielhallen. Es sei ein schwieriges rechtliches Problem, dies ab-
zugrenzen gegenuber Clubs und Gaststatten usw.. In der Niederschrift der letzten Sitzung
sei angefiuhrt, dass sie im Stadtentwicklungsausschuss Uber die Severinstralle diskutiert
hatten und dass u.a. Barbara Moritz und sie sich insofern geduf3ert hatten, dass dort
nichts hindurfe, was ,anrichig“ sei. Dies sei unwahr. Der Punkt sei kein moralischer oder
von einer altmodischen Sittenlehre her gedacht, sondern das Problem sei ein rechtliches.
Wenn man diese Bebauungsplane nicht verninftig rechtlich darstelle, konnten sich Spiel-
hallenbesitzer an dieser Stelle einklagen. Daher versuchten die Grinen einen Weg zu
finden, wie man Szenekneipen, schwule Kneipen, an dieser Stelle halten kénne, ohne
dass dies ein rechtliches Einfallstor fur andere sei. Bei der Hohen Pforte habe es auch
einen Bebauungsplan gegeben, bei dem dies gelungen sei. In diesem Sinne wollte man
dies auch an anderen Stellen machen. Daher verstehe sie nicht, warum diese AuRerun-
gen, insbesondere gegen die Grinen-Mitglieder im SteA, gefallen seien. Dies weise sie
zurtck. An anderer Stelle sagte Herr Malavasi, dass sie behauptet habe, Darkrooms sei-
en Bordelle. Dies sei unwahr. Was ein Problem sei, sei die Abgrenzung zwischen ver-
schiedenen Vergnigungsstatten. Und da wolle man rechtlich sauber sein. Und dann sei
es ein Problem, wenn ein Club Einlasskontrollen habe, wenn sich drauf3en Schlangen
bildeten, und wenn tGberhéhte Preise genommen wirden usw. — dann habe man es in der
Argumentation sehr schwer, dies gegen Spielhallen abzugrenzen. Es sei ausschliel3lich
um die rechtliche Abgrenzung gegangen. Sie wehre sich dagegen, dass sie und auch
Frau Moritz in diesem Fall namentlich derart in Haftung genommen wuirden. Sie mdchte,
wenn sie zitiert werde, richtig und auch in richtigen sachlichen Zusammenhéngen zitiert
werden.

Frau Scho-Antwerpes: Bittet darum, die Diskussion beim eigentlichen TOP stattfinden zu
lassen.

Herr Breite: Er bleibe bei seiner Position, wie es im Protokoll stehe.

Frau Rehberg: Das nehme man so auf. Die Niederschrift wird einstimmig genehmigt.
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3 Ruckfragen zu Beantwortungen von Anfragen und Mitteilungen aus frihe-
ren Sitzungen

4 Diversity

Frau Rehberg: Man habe in der Diverstity-Dienststelle zusatzlich ein neues ESF-Projekte
hinzubekommen. Mittlerweile seien 23 Personen in der Dienststelle tétig. Die Rheingasse
sei dafur klein, man musse schauen, wie man sich raumlich mdglicherweise verandern
konne. Frau Rehberg berichtet, dass sie mit Herrn Rahmfeld, Herrn Dr. Bell und Frau
Kremer-Buttkereit an einer zweitagigen Schulung zum Thema Diversity-Management in
der Kommune teilgenommen habe. Am 3.6. sei der zweite Deutsche Diversity-Tag, wel-
cher im Rahmen der Charta der Vielfalt initilert wurde. Es gebe zu diesem Tag von der
Charta der Vielfalt eine ,Landkarte” im Internet, hier méchte man als Stadt KoIn prasent
sein. Man mochte einen kurzen Imagefilm Uber die Stadt, die Vielfalt der Mitarbeiter in der
Stadtverwaltung, machen. Sie fande es schon, wenn die Auszubildenden der Stadtverwal-
tung die ersten seien, die mit einem ganz weiten Blick durch die Stadtverwaltung gingen
und individuelle Personen, individuelle Gruppen, filmten. Dies sollte in kurzen Sequenzen,
in einer Art Imagefilm, zusammengeschnitten und voraussichtlich am 3.6. zum Diversity-
Tag auf der neuen Internetseite prasentiert werden.

Frau Dr. Blatz: Sie finde die Idee eines Imagefilms gut. Sie fragt, ob das Stichwort Stadte-
partnerschaften auch darin vorkomme.

Frau Reker: Man wolle den Auszubildenden nicht vorgeben, mit welchen Themen sie sich
zu beschaftigen hatten. Ob das Thema Stadtepartnerschaften das erste sei, woran Aus-
zubildende denken, sei fraglich. Wenn es jedoch gewiinscht sei, kbnne man ein bestimm-
tes Thema mit auf den Weg geben.

Herr Schuhmacher: Er finde die Idee gut und er freue sich, dass bis zum 3.6. etwas mog-
lich gemacht werde. lhn interessiere, dass die StadtAG bei der geplanten Fachtagung
beteiligt werde. Hier gebe es zwar organisatorische Hirden, man kdnne ja dennoch in
Kontakt treten. Die StadtAG werde gerne an der Fachtagung mitwirken. Er mdchte sich
noch bedanken, dass der Oberbirgermeister den Brief der StadtAG beantwortet habe,
und sie noch einmal ermutigt habe, mit dem Thema engagiert weiterzumachen. Die Stad-
tAG mache engagiert weiter.

5 Adoption

Frau Reker: Es liege eine Stellungnahme des Jugendamtes vor. Zu Gast sei Frau Marga-
rethe Bergmann, Richterin am Amtsgericht/Familiengericht KoIn. Frau Reker begrif3t die-
se herzlich und bedankt sich sehr fir ihr Kommen. Es seien auch vorab bereits einige
Fragen an Frau Bergmann gestellt worden.

Frau Bergmann bedankt sich fur die freundliche Begruf3ung. Sie sei Abteilungsleiterin des
Familiengerichtes. Man habe inzwischen 27 Familienrichterinnen und Familienrichter in
Kdln, nicht alle in Vollzeit. Es gebe zwei Kollegen, die eine Sonderzustandigkeit nach dem
Adoptionswirkungsgesetz hatten, also fur die Anerkennung auslandischer Adoptionen.
Man arbeite mit dem Jugendamt sehr gut zusammen. Wichtig sei, bei Entscheidungen
Rechtssicherheit zu haben. Bisher sei bei eingetragenen Lebenspartnerschaften nur die
Stiefkind-Adoption zulassig gewesen. Man habe sich in der letzten Sitzung darauf ein
Stiuck weit verstandigt bzw. deutlich gemacht, dass das Familiengericht eine Kindeswohl-
prifung vornehmen misse, und dass man Wert darauf lege, dass das Kind zumindest
spater seinen Vater kennenlernen kénne. Man habe das Recht des Kindes auf Kenntnis
seiner Abstammung immer sehr hoch gehalten. Es gebe auch Falle, in denen der Vater
von vorne herein mit zum Notar komme, wenn er zu der Vaterschaft stehe, und gleich
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seine Zustimmung erklare. Eine gemeinsame Adoption sei bislang nicht zulassig. Das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe im Februar letzten Jahres entschieden, dass
das Verbot der Sukzessiv-Adoption, also der ,Nacheinander-Adoption®, von schwulen und
lesbischen Partnern verfassungswidrig sei. Hierzu habe das BVerfG dem Gesetzgeber
eine Frist bis zum 30.06.2014 gesetzt, dies zu &ndern. Der Gesetzentwurf liege vor. An
Frau Bergmann sei vor allem die Frage gestellt worden, ob es méglich sei, gleichzeitig
Antrage auf Adoption zu stellen und ob diese auch gleichzeitig vom Gericht bearbeitet
werden kénnten. Das Jugendamt habe dazu eingehend Stellung genommen. Man sei be-
zuglich dieser Fragen nicht weit auseinander. Nachdem die gemeinsame Adoption bislang
nicht zulassig sei, kénne man bei Gericht auch nicht ein einziges Verfahren betreiben. Es
sei naturlich von der Sache her recht abwegig, dass man die Sukzessiv-Adoption erlau-
ben wolle, die gemeinsame Adoption aber nicht fir zulassig halte. Was das Kindeswohl
anbelange, sei dies genau identisch, ob man hintereinander oder gleichzeitig adoptiere,
mache keinen Unterschied. Das BVerfG habe kiirzlich eine Vorlage zuriickgewiesen, die
sich auf das Verbot gleichzeitiger Adoption bezog. Leider sei dies formal nicht ordentlich
gemacht worden, in der Vorlage sei nicht zur aktuellen rechtlichen Situation beztglich der
Sukzessiv-Adoption Stellung genommen worden. Man kdnne davon ausgehen, dass eine
ordnungsgemal’ begriindete Vorlage wohl Erfolg beim BVerfG haben werde. Es sei nur
die Frage, wie schnell das gehe. Die nachste Vorlage werde aber mit Sicherheit kommen.
Es sei hier vorgeschlagen worden, dass das Gericht zunéchst das Ursprungs-
Adoptionsverfahren betreibe, dann in der mindlichen Verhandlung den Beschluss fertige
und drucke, diesen dem einen Lebenspartner oder der einen Lebenspartnerin aushandige
und eine logische Sekunde spater dann die nachste Adoption durch den Lebenspartner
oder die Lebenspartnerin bewillige. Dies sei jedoch nicht praktikabel. Sie seien gerne be-
reit, einen einheitlich Anhdrungstermin zu machen. Dass beide Mutter oder Vater bzw.
kunftige Mitter oder Vater zum Gericht kAmen und man dann eine einheitliche Anhérung
durchfuhre. Das Jugendamt habe signalisiert, dass man evtl. einen einheitlichen Bericht
machen kdnne. Aber dass der Richter noch im Sitzungssaal den Bericht fertige — das hal-
te sie nicht fur praktikabel. Der Bericht wiirde im Anschluss an den Gerichtstermin im
Dienstzimmer erstellt, postalisch versendet und dann kdnne zeitnah tber die Zweitadopti-
on entschieden werden. Dazwischen kbnne ein relativ kurzer Zeitraum liegen. Das Famili-
engericht sei bereit, so weit wie moglich entgegenzukommen, wie mit der einheitlichen
Anhorung. Aber das Familiengericht wolle nicht dem Gesetz vorgreifen, das wolle man
rechtlich sauber halten. Man habe abzuwarten, bis das Gesetz da sei. Die Landesregie-
rung NRW habe in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetz klar gesagt, dass es nicht weit
genug gehe und die véllige Gleichstellung erstrebenswert sei. Wenn das BVerfG den Ge-
setzgeber anweise, habe dieser keine andere Mdglichkeit.

Die Anhoérung in einem Termin sei moglich, gleichzeitige Entscheidung gehe nicht — die
Erstadoption miusse zuerst wirksam sein. Sobald die Zustellungsurkunde von dem Erst-
adoptierenden zurlick sei, kbnne man die Zweitadoption entscheiden. Aus Sicht des Fa-
miliengerichtes seien es zwei verschiedene Antrage, die aber vom selben Richter bearbei-
tet werden. Dies sei bei ihnen sichergestellt, flr eine Familie sei der selbe Richter bzw.
die selbe Richterin zustandig.

Frau Reker bedankt sich bei Frau Bergmann.

Herr Siemens bedankt sich fir die Darstellung. Man setze sich damit schon sehr lange
auseinander. Wenn ein gemeinsames Gesprach/ein gemeinsamer Termin stattfinden
konne, dann werde der zweite Akt, sprich die zweite Urkundenaushandigung, ein reiner
Formalakt sein? Das heil3e, die Prifung finde in einem gemeinsamen Termin statt, in ei-
nem zweiten Termin, nachdem einer der beiden Elternteile offiziell bestétigt wurde, werde
die zweite Bestatigung im Rahmen eines weiteren Formalaktes noch ausgehandigt?
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Frau Bergmann: Bei der Adoption sei eine Anhdrung der Beteiligten vorgeschrieben. Es
handele sich um zwei gesonderte Verfahren. Die Anhdrung, also der mindliche Termin,
konne fur beide gemeinsam gemacht werden. Oder man kdnne die eine Anhorung in dem
nachsten Verfahren verwerten. Das heil3e, da konne sie praktisch im schriftlichen Verfah-
ren entscheiden - ohne dass Weiteres noch notig sei.

Herr Meschig: In der Antwort des Jugendamtes wurde gesagt, dass seitens des Familien-
gerichtes die Moglichkeit er6ffnet werden musste, dass dort beide Antrage zeitgleich ge-
stellt werden. Es sei um die Antragstellung gegangen. Wenn eine einheitliche Anhdrung
maglich sei, hielRe das, dass auch die Antrage zeitlich oder mit einem Abstand von flnf
Minuten eingereicht werden kdnnten?

Frau Bergmann: Die Antrage konnten zeitgleich eingereicht werden. Aber juristisch muss-
te sie einen vorab bescheiden, wenn nur die Sukzessiv-Adoption zuléssig sei. Es sei egal,
ob man die Antrage gleichzeitig einreiche oder kurz hintereinander — auf jeden Fall sollte
man auf das andere Verfahren verweisen: Man sollte darauf hinweisen, dass gleichzeitig
die Adoption durch die andere Lebenspartnerin oder den anderen Lebenspartner bean-
tragt worden sei, damit die Richterin oder der Richter sehe, dass es zwei Verfahren gebe
und diese sollten dann moglichst einheitlich geférdert und behandelt werden.

Herr Meschig: Das Rubicon wolle Richtung Jugendamt Wertschatzung und Lob ausspre-
chen. In der Stellungnahme des Jugendamtes stehe unter anderem, dass zumindest bei
der folgenden Sukzessiv-Adoption kinftig auf die Pflegezeit verzichtet werden kdnne,
wenn der Partner bzw. die Partnerin die Entwicklung des Kindes von Anfang an begleitet
habe. Dies begrif3e die StadtAG ausdricklich. Letzte Woche sei ein Gesprach mit mehre-
ren Experten aus diesem Gebiet mit der Leitung der zentralen Adoptionsstelle des Land-
schaftsverbandes Rheinland, Frau Dr. Ulrike Mdller-Bierth und der Leitung der zentralen
Adoptionsstelle des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe, Herrn Alfred Oehlmann-
Austermann, gefihrt worden. Hier wurde noch einmal sehr deutlich, dass landesweit in
den Kommunen die Adoptionspflegezeiten nach wie vor zwischen wenigen Wochen und
zwei Jahren schwankten. Der Ausdruck, welche Adoptionspflegezeit als angemessen an-
gesehen werde, kdnne auch immer ein Stuck weit als Signal aufgefasst werden, wie man
dem Paar gesonnen sei. Es gehe dem Rubicon nicht nur um das Paar, sondern um das
Kindeswohl und um die doppelte rechtliche Absicherung fir diese Wunschkinder bei der
Stiefkind-Adoption. In diesem Fall, in dem es um Sukzessiv-Adoption gehe, gehe es auch
darum, dass hier so schnell wie moglich eine Rechtssicherheit fur das Kind hergestellt
werden kdnne. Man denke hier sehr stark an das Kindeswohl. Lobend erwahnen méchte
er bezlglich der Stellungnahme, dass die Studien tUber die durchweg positive Entwicklung
von Kindern mit gleichgeschlechtlichen Eltern bekannt seien und Berucksichtigung fan-
den, auch in den Gesprachen mit den abgebenden Eltern. Das schatze die StadtAG sehr
- man mdchte ein bisschen ermutigen, das auch im Kontakt mit den Paaren, die zum Ju-
gendamt kommen, zu kommunizieren. Wichtig sei, zu kommunizieren, dass man wisse,
dass eine andersartige Familie gebildet werde, dass diese aber auch ihren Wert habe —
es gehe um die Gleichwertigkeit andersartiger Lebensmodelle.

Herr Wolter: Eine Freundin von ihm habe die Tochter ihrer Lebenspartnerin hier in Kéln
adoptiert. In der Adoptionsurkunde habe gestanden, dass sie der Vater sei. Sei das noch
S0?

Frau Bergmann: Der Begriff ,Vater® dirfe nicht darin vorkommen. Es stehe in der Urkun-
de, dass das Kind gemeinschaftliches Kind der Lebenspartnerinnen bzw. Lebenspartner
werde, also die Stellung eines gemeinschaftlichen Kindes erlange. So sei es gewollt, dass
zwei Erwachsene Personen Verantwortung fur das Kind tragen. Sie sei auch der Mei-
nung, dass zwei Mutter oder zwei Vater besser fur ein Kind seien, als eine Mutter oder ein
Vater. Dann sei eine zweite Person fur alle Lebenslagen da.
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Herr Thomas: Es gebe eine angemessene Adoptionspflegezeit, die bei den Fachleuten
einheitlich mit einem Jahr definiert werde. Das, was man wegnehmen wolle und was die
Verfahren beschleunige, sei bei einer Sukzessiv-Adoption, nicht nochmal ein Jahr Adopti-
onspflegezeit vorauszusetzen.

6 Sachstandsberichte und Mitteilungen

6.1 Homophobie im Sport

Herr Rahmfeld: Am kommenden Samstag (05.04.) finde eine Aktion im RheinEnergieSta-
dion am Rande des Spiels des 1. FC Kdln gegen Arminia Bielefeld satt: Die Aktion sei
bereits seit letztem Sommer geplant, hier habe er mit den Mitgliedern des Fanclubs ,An-
dersrum rut-wiel3“ und dem Geschaftsfihrer des 1. FC Kdéln zusammengesessen. Im
GeilRbockecho, der Stadionzeitschrift des FC, werde ein Interview mit dem Kodlner Ober-
birgermeister und dem Bielefelder Oberbirgermeister, der selbst schwul sei, erscheinen.
Aul3erdem werden 50.000 Flyer, die die Fachstelle fir LST zusammen mit ,Andersrum
rut-wiel3* erstellt habe, ausgelegt und verteilt. Es werde ein Banner mit der Aufschrift
.,queer gewinnt — schwule Passe gibt es nicht* geben. Auf den Spruch hatten sich die
Fachstelle fur LST zusammen mit dem Fanclub, dem Geschéftsfihrer des 1. FC Koéln,
dem Fanbeauftragten und dem Kommunikationsbeauftragten des FC geeinigt. Die Auf-
schrift werde auf regenbogenfarbenem Hintergrund gedruckt. Das Banner werde von den
beiden Mannschaften zusammen mit der Kélner Birgermeisterin Frau Scho-Antwerpes
und der Bielefelder Blirgermeisterin Frau Schrader ins Stadion getragen. Dabei werden
sowohl die Burgermeisterinnen als auch die beiden Mannschaften ein T-Shirt mit dem
Motto-Spruch und der Embleme der beiden Vereine tragen. Die Mannschaften werden die
T-Shirts auch ins Publikum werfen.

Herr Malavasi schlagt vor, dass der Tagesordnungspunkt umbenannt wird und die Trans-
phobie mitgedacht wird. Uberall dort, wo Geschlechter getrennt gedacht wiirden, tauchten
solche Probleme auf. Es gebe auch gerade ganz aktuell einen Fall in Amerika, in dem
sogar geklagt werde, weil eine Transfrau gezwungen werde, bei den Mannern zu starten.
Daher habe das auch eine politische Dimension und daher mdchte er, dass bei dem
Thema Homophobie im Sport auch immer die Transphobie mitgedacht werde.

Herr Breite: Er wirde das schon gerne aufnehmen — aber als Extrapunkt. Denn es sei
eine andere Problematik, die dahinterstecke. Gerade im Sport sei das ein Thema, weil es
da auch darum gehe, welche Verwerfungen dabei entstiinden. Das sei etwas anderes als
Homophobie — hier gehe es ja um den Hass, der eine Rolle spiele und um Diskriminie-
rung. Das gebe es bei Transphobie im Sport sicherlich auch — aber hier gebe es noch ein
ganz anderes Spektrum, das man zusatzlich habe. Daher wirde er das eher als einen
eigenstandigen Punkt behandeln.

Frau Reker merkt an, dass Homophobie im Sport kein standiger Tagesordnungspunkt sei.
Man werde je nach Antrag, wenn es um homophobe Themen oder um transgenderrele-
vante oder transphobe Themen gehe, den jeweiligen Uberbegriff verwenden.

Herr Schuhmacher: Er wirde sich unter dem Begriff Diversity gerne das Thema Sport in
dieser Runde noch einmal ansehen. Denn es gebe ja gerade verschiedene Stellen, an
denen es Diskussionen gebe, die schwierig seien. Vielleicht kbnnte man einen Schwer-
punkt Diversity und Sport setzen, zumal man einen schwul-lesbischen Sportverein habe,
das mussten sich die stimmberechtigten Mitglieder Uberlegen. Hierzu kénnte man die un-
terschiedlichen Sportverbande, den SC Janus und das Sportamt einladen. Hier kdnnte
man zu einem grundsatzlichen Austausch kommen.
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6.2 CSD - Colognepride 2014

Frau Wolf: Die Vorbereitungen fur den CSD liefen auf Hochtouren, das Bihnenprogramm
stehe zu grol3en Teilen. Fir das Stralenfest gebe es sehr viele Anfragen. Es laufe alles
sehr gut. Das Programmbheft sei auch bereits in Planung. Das endgultige Motto habe man
noch nicht schriftlich, aber sie mochte die Thematik umreil3en: Vermehrt gebe es offentli-
che Diskussionen, auch anlasslich der Petition in Baden-Wrttemberg, anlasslich des Bil-
dungsplans, in dem verankert werden sollte, dass Kinder einfach besser aufgeklart wer-
den, auch Gber Homosexualitat — bis hin zu den ,besorgten Eltern®, die letzten Samstag
auf dem Roncalliplatz demonstriert hatten. Dies sei eine Ansammlung von Menschen mit
fragwurdiger Gesinnung aus ganz Europa gewesen — sie alle sprachen ihnen das Recht
auf Gleichheit ab. Man wolle keine Wertediskussion fuhren, denn sie erlebten einfach Ab-
wertung der Mehrheitsgesellschaft, indem sie ein Privileg der Deutungshoheit bean-
spruchten — auf Kosten anderer Gesellschaftsgruppen. Das betrafe ja nicht nur sie als
Community, sondern auch Zuwanderer, Flichtlinge, genau diese Dinge wollte man zum
Colognepride 2014 kommunizieren. Offiziell werde man das Motto mit der Paradeanmel-
dung Anfang Mai bekannt geben.

Herr Siemens: Man habe sich vom Stilmittel her dazu entschieden, dass man nicht skan-
dalisieren mochte, man mdchte vereinen und nicht spalten. Man méchte einladen zum
CSD Wochenende vom 4. — 6. Juli. Am 4. Juli werde mit der Kdlner Aids-Gala eréffnet,
am 6. Juli finde die CSD-Parade, die Demonstration, statt und zudem naturlich das dreita-
gige Stral3enfest. Insgesamt gebe es ein dreiwdchiges Festival, den Colognepride vom
21.6. bis zum 6.7. Hier seien alle herzlich eingeladen, mitzumachen, mitzugestalten, zu
besuchen oder auch Flagge zu zeigen. Man habe sich ganz bewusst dazu entschieden,
im Rahmen der Mitgliederversammlung und im Rahmen der Mottofindung, dass man -
gerade in der aktuellen Diskussion - gar nicht das Interesse habe, Kardinal ,a. D.* Meil3-
ner oder Frau von Thurn und Taxis oder auch Horst Seehofer zu Gberzeugen — man wolle
vielmehr die aufgeklarte, kluge Mehrheitsgesellschaft, kluge Geister, die die Menschen-
wirde nicht in Frage stellten, einladen, sich zu solidarisieren. Das werde das Anliegen
sein — mehr einzuladen und weniger zu skandalisieren, sich weniger zu echauffieren,
sondern eher mit dem Stilmittel Humor zu arbeiten. Mehr dazu werde Anfang Mai bekannt
gegeben.

7 Berichte aus Ausschiissen

7.1 Bebauungspldne zum Ausschluss von Vergnigungsstatten
Siehe Auszug: Wortprotokoll zu TOP 7.1

8 Beschlisse/Beschlussempfehlungen
9 Anfragen/Antrage
9.1 Initiative: Trans* in Kliniken

Frau Reker: Frau Dr. Bunte, die Leiterin des Gesundheitsamtes, sei zu diesem Thema
anwesend.

Frau Dr. Bunte: Herr Rahmfeld habe ihr das Anliegen zukommen lassen. Sie mache fol-
genden Vorschlag: Um mit allen Krankenh&usern sprechen zu kénnen, biete sich das re-
gelmafige Gespréach, das das Gesundheitsamt seit zwei Jahren einmal im Jahr mit den
Kliniken fuhre, an. Hier werde aul3erdem uber hygienische Dinge und andere wichtige
Dinge gesprochen. Die Entscheider, die das auch in die Kliniken einbringen kdnnen, seien
anwesend — hier kdnne man dieses Thema sehr gut einbringen.
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Frau Sanger fragt, wann dies mdglich sei.

Frau Dr. Bunte: Ein Termin sei bislang nicht festgelegt. Voraussichtlich werde es entwe-
der kurz vor oder kurz nach den Sommerferien sein. Man habe bei dem Gesprach die
Sicherheit, dass alle Kliniken anwesend seien. Wenn es fiur einzelne Situationen weitere
Fragen gebe, bitte sie sie, sich mit ihr in Verbindung zu setzen.

Frau Sénger bedankt sich fir den Vorschlag. Es gehe um Menschen, deren empfundenes
Geschlecht nicht zum korperlichen Geschlecht passe - aber in dem gewiinschten Ge-
schlecht lebten. Das seien transidente Menschen, insbesondere transidente Frauen. Am
11.01.2011 habe das Bundeverfassungsgericht entschieden, dass es keine Zwangsope-
rationen mehr geben misse. Denn im Transsexuellen-Gesetz von Anfang der 80er Jahre
sei geregelt gewesen, dass man, um den Personenstand andern zu kénnen — beispiels-
weise von mannlich auf weiblich — den Kérper chirurgisch weitestgehend angleichen
musste. Das heil3e, es gebe zunehmend Transidente (Frauen in erster Linie), die das Ri-
siko einer solchen OP nicht mehr auf sich nehmen wollten — beispielsweise aus Alters-
grinden oder aufgrund von Krankheiten. In diesen drei Jahren sei das noch nicht so sehr
in die Kultur ibergegangen, so dass es Unsicherheiten gabe. Einerseits auf Seiten der
Betroffenen, die sich darum sorgten, was passiere, wenn sie ins Krankenhaus kamen —
jemand sahe aus wie eine Frau, jedoch ohne entsprechende Geschlechtsmerkmale. Be-
troffene fragten sich, wie das Pflegepersonal und die Entscheider damit umgingen. Diese
Problematik gebe es insbesondere dann, wenn es zu kurzfristigen Einlieferungen komme.
Es ginge um die Situationen, in denen man es nicht vorher besprechen kénne. Unsicher-
heiten gebe es auch auf Seiten des Klinikpersonals, aufgrund der Tatsache, dass sie so
etwas nicht gewohnt seien. Es gebe in Relation zur Gesamtbevdlkerung nicht allzu viele
Personen, bei denen diese Diskrepanz zwischen gefiihltem und biologischem Geschlecht
bestehe. Daher habe das Personal keinen tagtaglichen Umgang damit. Um hier Informati-
onen austauschen zu kdnnen, wie beide Seiten es am besten managen, habe die Stad-
tAG das Gesprach gesucht. Was Frau Dr. Bunte vorschlage, sei hervorragend — sie freue
sich darauf.

Frau Reker bedankt sich fur die Vorstellung des Themas. Sie finde es auch wichtig, dass
Frau Dr. Bunte die Ergebnisse der Initiative spéater auch wieder in die StadtAG hereintra-

ge.

10 Offentlichkeitsarbeit

11 Themen der nachsten Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und
Transgender

Frau Reker fragt, ob es Themenvorschlage fir die nachste Sitzung gibt.
Frau Dr. Blatz: Man wisse ja noch nicht, wie die neue StadtAG neu zusammengesetzt

sein werde. Daher schlage sie vor, die Themen dann festzusetzen, wenn die neue Stad-
tAG zusammengesetzt sei.

11.1  Verfahren zur Neubesetzung der StadtAG LST fir die neue Ratsperiode

Herr Rahmfeld erlautert das Verfahren fur die Neubesetzung der StadtAG LST fir die
nachste Wahlperiode. Geregelt sei dies in der Geschaftsordnung der StadtAG. Danach
mussten die Stellen der StadtAG als Vertreterinnen und Vertreter innerhalb eines Monats
nach der Ratswahl neu ausgeschrieben werden. Die Frist betrage einen Monat. Am 25.
Mai sei die Kommunalwahl, danach habe man einen Monat Zeit fur die 6ffentliche Aus-
schreibung. Nach der Ausschreibung hatte man einen Monat Zeit um sich zu bewerben.
Die Bewerbung laufe wieder so wie beim letzten Mal. Das heil3e, es kbnnen auch Voten
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der potentiell stimmberechtigten Mitglieder von anderen Organisationen, die sich fur die
Teilnahme dieser Mitglieder in der ndchsten Wahlperiode aussprechen, eingeholt werden.

Herr Schuhmacher: Wenn man die einmonatige Frist voll ausnutze, dann lande man mit
den Bewerbungen mitten in der Sommerpause. Fir die, die sich daflr interessierten, eine
Bewerbung abzugeben, lande man in einem Zeitraum, in dem die wenigsten da waren.
Daher schlage er vor, das Ausschreibungsverfahren unmittelbar nach der Kommunalwabhl
beginnen zu lassen. Dies wiirde fur alle Beteiligten die Chance er6ffnen, noch vor der
Sommerpause das Bewerbungsverfahren abzuschlieR3en.

Herr Rahmfeld: Die Anregung nehme man gerne auf. Man kdnne es ja so vorbereiten,
dass man es direkt in der Woche nach der Kommunalwahl in die Wege leite. Das kdnne
er nicht hundertprozentig versprechen, er gehe aber davon aus, dass man dies so schnell
wie moglich mache. Die Frist sei dennoch nur einen Monat lang, dann misste man schon
Ende Juni/Anfang Juli, also zum CSD, fertig sein.

Herr Breite: Der neue Rat musse sich ja erst einmal konstituieren. Der alte Rat sei nicht
am 25. Mai abgewabhlt, sondern da komme erst mal eine Zeit, in der er noch weiterhin im
Amt sei, bis sich der neue Rat konstituiert habe. Dies werde am 24. Juni sein. Eigentlich
misste danach die ,neue Zeitrechnung” sein, denn so lange die Ratsmitglieder noch im
Rat seien, seien die alten Mitglieder der StadtAG eigentlich noch in der StadtAG. Das lose
aber nicht die angesprochene Problematik — denn so kdme man ja noch viel mehr in die
Schulferienzeit. Man misste den Zeitraum eher verlangern.

Herr Wolter: Die vorbereitenden Arbeiten kénnten ja durchaus schon vorher beginnen, es
obliege jedoch dem Rat, die Stadtarbeitsgemeinschaften wieder einzurichten und auch
festzulegen, in welcher Grol3enordnung diese sein werden. Diese Dinge missten vom Rat
formal beschlossen werden. Er gehe davon aus, dass man sich an dem orientiere, was
auch in dieser Wahlperiode Usus gewesen sei — aber formal misse man dies erst einmal
abwarten. Er glaube nicht, dass dies in der ersten Ratssitzung bereits passiere, sondern
erst in der zweiten oder sogar dritten. Von daher kbénne es durchaus sein, dass bis Sep-
tember Zeit sei.

Herr Saurenbach: Die Unterstitzer-Voten, die ja auch Zeit und Kraft kosteten, konnten
sich die Mitglieder auch bereits vorher einholen. Dem neuen Rat kénne und wolle man
nicht vorgreifen. Man koénne es jedoch so vorbereiten, dass man sich hinterher Arbeit er-
spare.

Herr Siemens fragt, wer sich bewerben kdnne. Ob dies beispielsweise auch juristische
Personen sein kdénnten oder andere Institutionen. Was bislang nicht vertreten sei, sei das
Thema Kultur oder auch andere Themenbereiche. Dafir ware es hilfreich zu wissen, wel-
che Voraussetzungen man fur eine Bewerbung erfillen misse.

Herr Rahmfeld: In der Geschéftsordnung stehe, dass die Geschaftsfuhrung LST mit einer
Pressemitteilung innerhalb eines Monats nach der Neuwahl des Rates zur Bewerbung um
die Sitze in der Stadtarbeitsgemeinschaft innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der
Pressemitteilung aufruft. Maximal zwei Monate nach der Ratswahl, nach der Kommunal-
wahl, misse das Bewerberverfahren abgeschlossen sein. Danach habe die Verwaltung
die Aufgabe, eine Beschlussvorlage zu fertigen, die dann erst in den Sozialausschuss und
dann in den Rat gehe. Der Rat entscheide dann, wer in der ndchsten Wahlperiode in der
StadtAG sitzen werde. Naturlich musse sich der Rat erst konstituieren. Man musse sehen,
ob man die erste oder die zweite Sitzung nach der Sommerpause erreiche. Die Sitzung
vor der Sommerpause am 24.06. schaffe man nicht. Man versuche naturlich die erste Sit-
zung nach der Sommerpause am 2.9. zu erreichen. Solange es noch keine neue StadtAG
gebe, bestehe die alte fort. Zu der Frage, welche Organisationen als stimmberechtigte
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Mitglieder in Frage kdmen, sei geregelt, dass es Vertreterinnen oder Vertreter schwul-
lesbischer, lesbischer, schwuler oder Transgender-Organisationen im Sinne einer Beauf-
tragung oder Legitimation (z.B. durch Vereinssatzung, Geschéaftsordnung) sein missten.
Also keine nattrlichen Personen. Nur die genannten Organisationen konnten jemanden
benennen. Dies werde auch in der Pressemittelung noch einmal erlautert, in der zur Be-
werbung aufgerufen werde. Die Fachstelle fur LST stehe nattrlich auch immer fur Fragen
personlich und telefonisch zur Verfigung.

12 Verschiedenes

12.1 Gaycom 2014

Herr Rahmfeld: Der Termin der Gaycom sei der 20. September. Stattfinden werde sie im
Ratssaal. Der Oberbiurgermeister werde zu Beginn der Sitzung teilnehmen. Eingeladen
werde nicht von der Stadt KéIn selbst, sondern vom schwulen Netzwerk und der Landes-
arbeitsgemeinschaft Lesben NRW.

Frau Reker: Bedankt sich fur die Sitzung und fur die Mitarbeit in der vergangenen Ratspe-
riode. Sie winscht eine gute Zeit.

gez. Reker gez. Rahmfeld
(Geschaftsfiihrerin) (Fachstelle fur LST)

-12 -



	Niederschrift
	Anwesend waren:
	Stimmberechtigte Mitglieder
	Ratsmitglieder mit beratender Stimme
	Gäste
	Verwaltung

	Entschuldigt fehlen:
	Tagesordnung
	I. Öffentlicher Teil
	1 Begrüßung zur Sitzung der Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und Transgender
	2 Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung und der Tagesordnung
	3 Rückfragen zu Beantwortungen von Anfragen und Mitteilungen aus früheren Sitzungen
	4 Diversity
	5 Adoption
	6 Sachstandsberichte und Mitteilungen
	6.1 Homophobie im Sport
	6.2 CSD - Colognepride 2014

	7 Berichte aus Ausschüssen
	7.1 Bebauungspläne zum Ausschluss von Vergnügungsstätten

	8 Beschlüsse/Beschlussempfehlungen
	9 Anfragen/Anträge
	9.1 Initiative: Trans* in Kliniken

	10 Öffentlichkeitsarbeit
	11 Themen der nächsten Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und Transgender
	11.1 Verfahren zur Neubesetzung der StadtAG LST für die neue Ratsperiode

	12 Verschiedenes
	12.1 Gaycom 2014


	I. Öffentlicher Teil
	 1 Begrüßung zur Sitzung der Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und Transgender
	2 Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung und der Tagesordnung
	3 Rückfragen zu Beantwortungen von Anfragen und Mitteilungen aus früheren Sitzungen
	4 Diversity
	5 Adoption
	6 Sachstandsberichte und Mitteilungen
	6.1 Homophobie im Sport
	6.2 CSD - Colognepride 2014
	7 Berichte aus Ausschüssen
	7.1 Bebauungspläne zum Ausschluss von Vergnügungsstätten
	8 Beschlüsse/Beschlussempfehlungen
	9 Anfragen/Anträge
	9.1 Initiative: Trans* in Kliniken
	10 Öffentlichkeitsarbeit
	11 Themen der nächsten Stadtarbeitsgemeinschaft Lesben, Schwule und Transgender
	11.1 Verfahren zur Neubesetzung der StadtAG LST für die neue Ratsperiode
	12 Verschiedenes
	12.1 Gaycom 2014




